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See the notice on TED website

520436-2026 - Kompetizzjoni
Il-Ġermanja – Servizzi ta' perizja, kostruzzjoni, inġinerija u spezzjoni – Samtgemeinde Meinersen 
- Ersatzneubau einer Gemeindestraßenbrücke über den Wasserlauf der Aller bei Ettenbüttel - 
Vergabe der Planungsleistungen
OJ S 143/2026 28/07/2026
Avviż tal-kuntratt jew tal-konċessjoni – reġim standard
Servizzi

1. Xerrej

1.1.  Xerrej
Isem uffiċjali: Samtgemeinde Meinersen
Email: vergabestelle@bbt-kanzlei.de
Tip legali tax-xerrej: Awtorità lokali
Attività tal-awtorità kontraenti: Servizzi publiċi ġenerali

2. Proċedura

2.1.  Proċedura
Titlu: Samtgemeinde Meinersen - Ersatzneubau einer Gemeindestraßenbrücke über den 
Wasserlauf der Aller bei Ettenbüttel - Vergabe der Planungsleistungen
Deskrizzjoni: Die Samtgemeinde Meinersen beabsichtigt den Ersatzneubau der Allerbrücke in 
der Gemarkung Ettenbüttel. Die bestehende Brücke überführt eine 
Gemeindeverbindungsstraße, die die Ortschaften Ettenbüttel und Bokelberge/Langenklint 
miteinander verbindet, über das Fließgewässer Aller. Das bestehende Bauwerk stammt aus 
dem Jahr 1926 und weist eine ursprüngliche Traglast von 16 t auf. Die letzte Hauptprüfung 
nach DIN 1076 vom 07.07.2025 ergab die Zustandsnote 3,5 ("nicht ausreichend"). Aufgrund 
des schlechten baulichen Zustands, mangelnder Tragreserven und der Nichterfüllung aktueller 
Sicherheitsanforderungen ist ein wirtschaftlicher Erhalt des Bauwerks nicht möglich. Ein 
vollständiger Rückbau sowie die Planung und Realisierung eines Ersatzneubaus sind 
erforderlich. Ferner wird die Anpassung der Gemeindeverbindungstraße im Anschlussbereich 
erforderlich werden, wobei dieser Verkehrsplanung eine eher untergeordnete Rolle zukommt. 
Die zu planende Brücke soll alle Anforderungen an ein modernes, tragfähiges und dauerhaftes 
Bauwerk erfüllen. Es ist beabsichtigt, dass die neue Brücke für den Schwerlasttransport 
geeignet ist. Die Aller ist ein überregional bedeutsames Gewässer mit Anforderungen an 
Hochwasserschutz und Gewässerökologie. Das Bauwerk liegt in einem sensiblen Naturraum; 
naturschutzrechtliche Anforderungen (z. B. Artenschutz, Eingriffsregelung) sind zu 
berücksichtigen. Die Verkehrsführung während der Bauzeit ist zu sichern - ggf. wird die 
Planung einer Behelfsbrücke oder einer Umleitung erforderlich werden. Vorhandene und ggf. 
zu verlagernde Versorgungsleitungen sind zu integrieren. Die frühzeitige Abstimmung mit 
Fachbehörden (z. B. Wasserbehörde, Naturschutz) ist erforderlich. Im Vorfeld wurde von 
einem Ingenieurbüro, welches auch die letzte Hautprüfung vom 07.07.2025 durgeführt hat, 
eine Variantenbetrachtung (inkl. Kostenschätzung) durchgeführt. Im Ergebnis soll die Variante 
3 "Stahlverbundbrücke als Rahmenbauwerk" umgesetzt werden. Es wird von Baukosten von 
rd. 3,7 Mio. EUR ausgegangen. Zur Verfügung stehende Fördermittel sollen für das hiesige 
Projekt möglichst ausgeschöpft werden. Der Abriss der 100 Jahr alten Brücke und der 
Ersatzneubau der Brücke an selber Stelle soll je nach Zuteilung von Fördermittel zum 
nächstmöglichen Zeitraum jedoch spätestens im Jahr 2028 erfolgen.

https://ted.europa.eu/mt/notice/-/detail/520436-2026
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Identifikatur tal-proċedura: 7505c572-5c14-43f3-b612-4a3a1c166bba
Identifikatur intern: 42-26
Tip ta’ proċedura: Innegozjata bil-pubblikazzjoni minn qabel ta’ sejħa għall-kompetizzjoni/għall-
kompetizzjoni bin-negozjar
Il-proċedura hija aċċellerata: le
Elementi prinċipali tal-proċedura: Die Vergabe erfolgt im Verhandlungsverfahren mit vorheriger 
öffentlicher Aufforderung zur Teilnahme (Teilnahmewettbewerb). Das Verfahren gliedert sich 
in den Teilnahmewettbewerb, in dem Bewerber ihr Interesse bekunden und ihre Eignung 
nachweisen, und das Verhandlungsverfahren, zu dem nur eine begrenzte Anzahl von 
Bewerbern zugelassen und zur Angebotsabgabe aufgefordert wird. Im Rahmen des 
vorgeschalteten Teilnahmewettbewerbs werden die Eignungsvoraussetzungen der 
wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit, der technischen und beruflichen 
Leistungsfähigkeit sowie die Zuverlässigkeit bei den Bewerbern ermittelt und entsprechende 
Nachweise verlangt. Der Teilnahmewettbewerb schließt mit der Überprüfung der Eignung der 
Bewerber und mit der Auswahl der Bewerber durch den Auftraggeber ab, die in dem weiteren 
Verfahren zur Einreichung von Angeboten aufgefordert werden. Die nicht berücksichtigten 
Bewerber werden über die Gründe der Ablehnung ihrer Bewerbung um Teilnahme an dem 
Verhandlungsverfahren informiert. Den ausgewählten Bewerbern - ab diesem Zeitpunkt Bieter 
genannt - wird eine Aufforderung zur Angebotsabgabe übersandt. Die Bieter können ein 
verbindliches Erstangebot abgeben. Die Bieter werden zudem aufgefordert, ihr Angebot vor 
dem Auftraggeber im Rahmen einer Präsentation vorzustellen. Auf der Grundlage der 
eingereichten Angebote und Präsentationen wird eine Rangfolge der Bieter nach Maßgabe 
einer Bewertungsmatrix gebildet. Diese wird mit der Aufforderung zur Angebotsabgabe 
übersandt. Der Auftraggeber behält sich vor, nach Durchführung der Präsentation, den 
Zuschlag bereits auf die Erstangebote zu erteilen. Soweit erforderlich, werden die Bieter zur 
Überarbeitung der Angebote aufgefordert. Der Auftraggeber wird dem Bieter, dessen Angebot 
als wirtschaftlichstes ermittelt wurde, den Zuschlag erteilen.

2.1.1.  Għan
Natura tal-kuntratt: Servizzi
Klassifikazzjoni prinċipali (cpv): 71000000 Servizzi ta' perizja, kostruzzjoni, inġinerija u 
spezzjoni
Klassifikazzjoni addizzjonali (cpv): 71240000 Servizzi dwar l-arkitettura, l-inġinerija u l-ippjanar
, 71250000 Servizzi dwar l-arkitettura, l-inġinerija u l-istħarriġ, 71300000 Servizzi ta' l-inġinerija

2.1.2.  Post tal-prestazzjoni
Sottodiviżjoni tal-pajjiż (NUTS): Gifhorn (DE914)
Pajjiż: Il-Ġermanja

2.1.4.  Informazzjoni ġenerali
Informazzjoni addizzjonali: #Bekanntmachungs-ID: CXP4Y6JMUG6# Zusätzlich zu den unter 
Eignungskriterien angegebenen Eignungsanforderungen sind folgende Angaben von den 
Bewerbern erforderlich: Erklärung zu Russland-Sanktionen gemäß Artikel 5k Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 15 der Verordnung (EU) 2022
/1269 des Rates vom 21. Juli 2022. Im Falle der Bewerbung als Bietergemeinschaft
/Arbeitsgemeinschaft, Angabe sämtlicher Mitglieder der Bietergemeinschaft
/Arbeitsgemeinschaft mit Namen, Anschrift, Ansprechpartner mit Telefonnummer und E-Mail-
Adresse. Im Falle der Bewerbung als Bietergemeinschaft/Arbeitsgemeinschaft ist mit dem 
Teilnahmeantrag eine von sämtlichen Mitgliedern unterzeichnete 
Bietergemeinschaftserklärung vorzulegen, a) in der die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im 
Auftragsfall erklärt wird, b) in der alle Mitglieder aufgeführt sind und in der die*der für die 
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Durchführung des Vertrages bevollmächtigte Vertreter*in bezeichnet ist, c) dass die*der 
bevollmächtigte Vertreter*in die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich 
vertritt, d) dass alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften. Weitere Hinweise zum 
Teilnahmeantrag: Der Teilnahmeantrag ist spätestens zu dem unter "Frist für den Eingang der 
Teilnahmeanträge" festgelegten Termin einzureichen. Die Auftragsunterlagen einschließlich 
Vordrucke für den Teilnahmeantrag stehen für einen uneingeschränkten und vollständigen 
direkten Zugang gebührenfrei zur Verfügung unter:  Bewerber https://www.dtvp.de/Center.
haben die Vergabeunterlagen unverzüglich auf Vollständigkeit der Unterlagen sowie auf 
Unklarheiten zu überprüfen. Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung des 
Bewerbers Unklarheiten, so hat er unverzüglich und vor Abgabe des Teilnahmeantrags darauf 
hinzuweisen. Die Bewerber werden aufgefordert, im Interesse einer schnellen Beseitigung von 
Unklarheiten, frühzeitig und vorab ihre Fragen zu übermitteln. Es wird ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die Kommunikation in diesem Vergabeverfahren über das elektronische 
Vergabeportal "Deutsches Vergabeportal"  erfolgt. Die Auswahl (https://www.dtvp.de/Center)
der Bewerber, die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden, erfolgt in einem 4-stufigen 
Verfahren: 1. Zunächst wird geprüft, ob die Bewerbungen form- und fristgerecht eingereicht 
wurden. 2. Anschließend wird beurteilt, ob die Bewerber nach den vorgelegten Angaben und 
Unterlagen grundsätzlich geeignet sind, die in Rede stehenden Leistungen ordnungsgemäß 
zu erbringen, d. h. die geforderten Mindestanforderungen erfüllen. Der Auftraggeber behält 
sich vor, die Angaben aus den vorgelegten Referenzen sowie die Zufriedenheit der 
Auftraggeber durch eine telefonische Abfrage zu über-prüfen. Bei falschen Angaben sowie bei 
negativen Auskünften über die Referenz, wird die Referenz von der Wertung ausgeschlossen. 
Auch die Benennung von Ansprechpartnern, die keine Auskünfte erteilen können, kann zum 
Ausschluss der Referenz aus der Wertung führen. 3. Sollten mehr als drei geeignete 
Bewerber einen Teilnahmeantrag fristgemäß und vollständig einreichen und die 
Mindestanforderungen erfüllen, behält sich der Auftraggeber das Recht vor, den 
Bewerberkreis zu beschränken. In diesem Fall wird anhand der zur Prüfung der Eignung des 
Bewerbers vorgelegten Erklärung/Unterlagen der als grundsätzlich geeignet eingestuften 
Bewerbern beurteilt, welche Bewerber besonders geeignet erscheinen und daher im weiteren 
Verfahren beteiligt werden sollen. Die Vorgehensweise bei der Bewertung kann der 
beigefügten Bewertungsmatrix entnommen werden. Im Hinblick auf die Bewertung der 
technischen bzw. beruflichen Leistungsfähigkeit des Bewerbers (Büro) sind maßgeblich die 
vorgelegten Referenzen. Im Rahmen der Bewertung der Eignung werden die drei Referenzen 
mit der höchsten Punktzahl berücksichtigt. 4. Sollten mehrere Bewerber die gleiche Punktzahl 
erhalten, behält sich der Auftraggeber vor, die abschließende Auswahl und Reduzierung des 
Bewerberkreises durch Losverfahren herbeizuführen.
Bażi legali: 
Direttiva 2014/24/UE
vgv -

2.1.6.  Raġunijiet għall-esklużjoni
Sors tal-motivi għall-eżklussjoni: Avviż, Dokument tal-Akkwist
Ksur tal-obbligi stabbiliti skont raġunijiet ta’ esklużjoni purament nazzjonali: § 123 GWB: (1) 
Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine 
Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig 
verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 OWiG rechtskräftig 
festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 1. § 129 StGB (Bildung krimineller 
Vereinigungen), § 129a StGB (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b StGB 
(Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland), 2. § 89c StGB 

https://www.dtvp.de/Center
https://www.dtvp.de/Center
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(Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der 
Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen 
Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat 
nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 StGB zu begehen, 3. § 261 StGB (Geldwäsche), 4. § 263 
StGB (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder 
gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet 
werden, 5. § 264 StGB (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der 
Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in 
ihrem Auftrag verwaltet werden, 6. § 299 StGB (Bestechlichkeit und Bestechung im 
geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b StGB (Bestechlichkeit und Bestechung im 
Gesundheitswesen), 7. § 108e StGB (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern) 
oder § 108f StGB (unzulässige Interessenwahrnehmung), 8. den §§ 333 und 334 StGB 
(Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a StGB 
(Ausländische und internationale Bedienstete), 9. Artikel 2 § 2 IntBestG (Bestechung 
ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder 
10. den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a StGB (Menschenhandel, 
Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter 
Ausnutzung einer Freiheitsberaubung). (4) Öffentliche Auftraggeber schließen ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren aus, wenn 1.das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von 
Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies 
durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung 
festgestellt wurde oder 2. die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die 
Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen können Satz 1 ist nicht 
anzuwenden, wenn das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, 
dass es die Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge 
zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet hat. § 
124 GWB (1) Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn 1. das Unternehmen bei der 
Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder 
arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat, 2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, 
über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares 
Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels 
Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet 
oder seine Tätigkeit eingestellt hat, 3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit 
nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des 
Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 GWB ist entsprechend anzuwenden, 4. 
der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das 
Unternehmen mit anderen Unternehmen Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen 
aufeinander abgestimmt hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des 
Wettbewerbs bezwecken oder bewirken, 5. ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des 
Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den 
öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens 
beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht 
wirksam beseitigt werden kann, 6. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das 
Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese 
Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt 
werden kann, 7. das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines 
früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd 
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mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu 
einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat, 8. das Unternehmen in Bezug auf 
Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder 
Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu 
übermitteln, oder 9.das Unternehmen a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des 
öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen, b) versucht hat, vertrauliche 
Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen 
könnte, oder c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die 
Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder 
versucht hat, solche Informationen zu übermitteln. (2) § 21 AEntG, § 98c AufenthG, § 19 
MiLoG, § 21 SchwarzArbG und § 22 LkSG vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2959) bleiben 
unberührt. Auf §§ 125, 126 GWB wird hingewiesen.

5. Lott

5.1.  Lott: LOT-0001
Titlu: Samtgemeinde Meinersen - Ersatzneubau einer Gemeindestraßenbrücke über den 
Wasserlauf der Aller bei Ettenbüttel - Vergabe der Planungsleistungen
Deskrizzjoni: Die Samtgemeinde Meinersen beabsichtigt den Ersatzneubau der Allerbrücke in 
der Gemarkung Ettenbüttel. Die bestehende Brücke überführt eine 
Gemeindeverbindungsstraße, die die Ortschaften Ettenbüttel und Bokelberge/Langenklint 
miteinander verbindet, über das Fließgewässer Aller. Das bestehende Bauwerk stammt aus 
dem Jahr 1926 und weist eine ursprüngliche Traglast von 16 t auf. Die letzte Hauptprüfung 
nach DIN 1076 vom 07.07.2025 ergab die Zustandsnote 3,5 ("nicht ausreichend"). Aufgrund 
des schlechten baulichen Zustands, mangelnder Tragreserven und der Nichterfüllung aktueller 
Sicherheitsanforderungen ist ein wirtschaftlicher Erhalt des Bauwerks nicht möglich. Ein 
vollständiger Rückbau sowie die Planung und Realisierung eines Ersatzneubaus sind 
erforderlich. Ferner wird die Anpassung der Gemeindeverbindungstraße im Anschlussbereich 
erforderlich werden, wobei dieser Verkehrsplanung eine eher untergeordnete Rolle zukommt. 
Die zu planende Brücke soll alle Anforderungen an ein modernes, tragfähiges und dauerhaftes 
Bauwerk erfüllen. Es ist beabsichtigt, dass die neue Brücke für den Schwerlasttransport 
geeignet ist. Die Aller ist ein überregional bedeutsames Gewässer mit Anforderungen an 
Hochwasserschutz und Gewässerökologie. Das Bauwerk liegt in einem sensiblen Naturraum; 
naturschutzrechtliche Anforderungen (z. B. Artenschutz, Eingriffsregelung) sind zu 
berücksichtigen. Die Verkehrsführung während der Bauzeit ist zu sichern - ggf. wird die 
Planung einer Behelfsbrücke oder einer Umleitung erforderlich werden. Vorhandene und ggf. 
zu verlagernde Versorgungsleitungen sind zu integrieren. Die frühzeitige Abstimmung mit 
Fachbehörden (z. B. Wasserbehörde, Naturschutz) ist erforderlich. Im Vorfeld wurde von 
einem Ingenieurbüro, welches auch die letzte Hautprüfung vom 07.07.2025 durgeführt hat, 
eine Variantenbetrachtung (inkl. Kostenschätzung) durchgeführt. Im Ergebnis soll die Variante 
3 "Stahlverbundbrücke als Rahmenbauwerk" umgesetzt werden. Es wird von Baukosten von 
rd. 3,7 Mio. EUR ausgegangen. Zur Verfügung stehende Fördermittel sollen für das hiesige 
Projekt möglichst ausgeschöpft werden. Der Abriss der 100 Jahr alten Brücke und der 
Ersatzneubau der Brücke an selber Stelle soll je nach Zuteilung von Fördermittel zum 
nächstmöglichen Zeitraum jedoch spätestens im Jahr 2028 erfolgen. Gegenstand des 
Auftrags sind die Planungsleistungen Objektplanung Ingenieurbauwerke und Fachplanung der 
Tragwerksplanung für den Ersatzneubau der Brücke einschließlich zugehöriger 
Nebenanlagen. Gegenstand des Auftrags sind folgende Leistungsbilder der HOAI: - 
Objektplanung Ingenieurbauwerke (§§ 43 ff. HOAI), Leistungsphasen 1 bis 9 einschließlich 
örtliche Bauüberwachung sowie weitere besondere Leistungen (u. a. Rückbauplanung 
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Bestandsgebäude, Verkehrsplanung - Anpassung Gemeindeverbindungsstraße im 
Anschlussbereich, landschaftspflegerischer Fachbeitrag) - Fachplanung der 
Tragwerksplanung (§ 49 ff. HOAI), Leistungsphasen 1 bis 6 sowie weitere besondere 
Leistungen Der Auftraggeber beauftragt zunächst nur die Leistungsphasen 1 bis 3 gemäß 
HOAI und behält sich vor, die weiteren Leistungsphasen im Einzelnen oder im Ganzen weiter 
zu beauftragen. Es besteht kein Anspruch auf weitere Beauftragung, noch können daraus 
sonstige vertragliche Verpflichtungen für den Auftraggeber entstehen. Der Auftragnehmer ist 
im Falle des Abrufs verpflichtet, die Leistungen, ggfs. auch stufenweise bzw. im Einzelnen 
oder im Ganzen, zu erbringen.
Identifikatur intern: 42-26

5.1.1.  Għan
Natura tal-kuntratt: Servizzi
Klassifikazzjoni prinċipali (cpv): 71000000 Servizzi ta' perizja, kostruzzjoni, inġinerija u 
spezzjoni
Klassifikazzjoni addizzjonali (cpv): 71240000 Servizzi dwar l-arkitettura, l-inġinerija u l-ippjanar
, 71250000 Servizzi dwar l-arkitettura, l-inġinerija u l-istħarriġ, 71300000 Servizzi ta' l-inġinerija

5.1.2.  Post tal-prestazzjoni
Sottodiviżjoni tal-pajjiż (NUTS): Gifhorn (DE914)
Pajjiż: Il-Ġermanja

5.1.3.  Tul ta’ żmien stmat
Tul ta’ żmien ieħor: Mhux magħruf

5.1.6.  Informazzjoni ġenerali
Parteċipazzjoni riżervata: 
Il-parteċipazzjoni mhijiex riżervata.
Iridu jingħataw l-ismijiet u l-kwalifiki professjonali tal-istaff assenjat biex iwettaq il-kuntratt: 
Rekwiżit tal-offerta
Proġett ta’ akkwist mhux iffinanzjat mill-Fondi tal-UE
L-akkwist huwa kopert mill-Ftehim dwar l-Akkwisti Pubbliċi (GPA): le
Dan l-akkwist huwa adattat ukoll għall-intrapriżi żgħar u ta’ daqs medju (SMEs): le
Informazzjoni addizzjonali: Nebenangebote/Änderungsvorschläge sind nicht zugelassen.

5.1.7.  Akkwist strateġiku
Għan tal-akkwist strateġiku: Ebda akkwist strateġiku

5.1.9.  Kriterji tal-għażla
Sors tal-kriterji ta' għażla: Avviż
Kriterju: Proporzjon ta' subkontrattar
Deskrizzjoni tal-kriterju ta' selezzjoni: 1. Im Falle der Einbindung von Nachunternehmern ist 
eine Erklärung zum vorgesehenen Nachunternehmereinsatz und zu Art und Umfang der 
Teilleistungen vorzulegen. 2. Im Falle einer Eignungsleihe ist eine Verpflichtungserklärung der 
Unternehmen, deren Kapazitäten für den Nachweis der Eignung in Anspruch genommen 
werden, vorzulegen, in der das Unternehmen erklärt, dem Bieter im Auftragsfall die 
erforderlichen Mittel bzw. Leistungen zur Verfügung zu stellen. Hinweis: Es sind formlose 
Eigenerklärungen ausreichend. Die Auftragserteilung kann von der Vorlage weiterer 
Nachweise abhängig gemacht werden. In den beigefügten Vordrucken für den 
Teilnahmeantrag sind die entsprechenden Erklärungen enthalten. Bei Bietergemeinschaften
/Arbeitsgemeinschaften sind die entsprechenden Erklärungen durch jedes Mitglied der Bie-
tergemeinschaft sowie im Falle einer Eignungsleihe auch durch diese Unternehmen 
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vorzulegen. Bei der Einbindung von Nachunternehmern sind die entsprechenden Erklärungen 
vor Zu-schlagserteilung auch vom Nachunternehmer vorzulegen.

Kriterju: Assigurazzjoni ta' indennità għar-riskji professjonali
Deskrizzjoni tal-kriterju ta' selezzjoni: Mit dem Teilnahmeantrag sind zur Prüfung der 
wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit des Bewerbers folgende Erklärungen
/Unterlagen beizufügen: Erklärung über das Bestehen einer Haftpflichtversicherung oder 
Abschluss einer entsprechenden Haftpflichtversicherung im Auftragsfall mit folgenden 
Haftungssummen: - mindestens 2,0 Mio. EUR für Personenschäden - mindestens 2,0 Mio. 
EUR für Sach- und Vermögensschäden. Die Ersatzleistung der Versicherung muss 
mindestens das Zweifache der o. g. Deckungssummen pro Jahr betragen. Bei einer 
Bietergemeinschaft/Arbeitsgemeinschaft muss der Versicherungsschutz für alle Mitglieder in 
voller Höhe bestehen. Hinweis: Es sind formlose Eigenerklärungen ausreichend. In den 
beigefügten Vordrucken für den Teilnahmeantrag sind die entsprechenden Erklärungen 
enthalten. Bei Bietergemeinschaften/Arbeitsgemeinschaften sind die entsprechenden 
Erklärungen durch jedes Mitglied der Bietergemeinschaft beizubringen.

Kriterju: Volum ta' negozju annwali ġenerali
Deskrizzjoni tal-kriterju ta' selezzjoni: Erklärung über den Gesamtumsatz des Bewerbers in 
den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren (2023, 2024, 2025). Hinweis: Bei 
Bietergemeinschaften/Arbeitsgemeinschaften ist der Gesamtumsatz für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft/Arbeitsgemeinschaft einzeln und für die Bietergemeinschaft
/Arbeitsgemeinschaft insgesamt darzustellen. Gleiches gilt in Bezug auf Umsätze anderer 
Unternehmen, deren (wirtschaftliche und finanzielle) Leistungsfähigkeit im Wege der 
Eignungsleihe berücksichtigt werden soll.

Kriterju: Medja annwali tal-impjegati
Deskrizzjoni tal-kriterju ta' selezzjoni: Mit dem Teilnahmeantrag sind zur Prüfung der 
technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit des Bewerbers folgende Erklärungen
/Unterlagen beizufügen: Anzahl der in den letzten drei Geschäftsjahren (2023, 2024, 2025) 
jahresdurchschnittlich sowie aktuell (2026) im auftragsrelevanten Bereich 
(Planungsleistungen) beschäftigten Personen, gegliedert nach: a) Geschäftsführer*innen / 
Inhaber*innen b) Architekten*innen / Ingenieur*innen c) Zeichner*innen d) Sonstige 
Mitarbeiter*innen Hinweis: Bei Bietergemeinschaften/Arbeitsgemeinschaften ist die 
Personalübersicht für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft/Arbeitsgemeinschaft einzeln und 
für die Bietergemeinschaft/Arbeitsgemeinschaft insgesamt darzustellen. Gleiches gilt in Bezug 
auf die Personalübersicht anderer Unternehmen, deren (technische und berufliche) 
Leistungsfähigkeit im Wege der Eignungsleihe berücksichtigt werden soll.

Kriterju: Referenzi fuq servizzi speċifiċi
Deskrizzjoni tal-kriterju ta' selezzjoni: Erfahrungsnachweis des Bewerbers in Form der 
Benennung von vergleichbaren Referenzprojekten innerhalb der letzten fünf Jahre (ab 
01.01.2021). Es ist mindestens ein Referenzprojekt zu benennen, um die 
Mindestanforderungen zu erfüllen. Es werden max. drei Referenzprojekte bei der Auswahl der 
Bewerber berücksichtigt (vgl. XII. der Vergabeunterlagen). Für die zu benennenden 
Referenzprojekte gelten als vergleichbare Referenzprojekte der Ersatzneubau von 
Straßenbrücken über Gewässer mit einer Mindestspannweite von 20 Metern. Es müssen im 
Referenzzeitraum ab 01.01.2021 mindestens die Leistungsphasen 1-3 erbracht worden sein. 
Die Entwurfsplanung muss abgeschlossen sein. Die Referenzprojekte müssen nach dem 
01.01.2021 und vor dem Ablauf der Frist für die Abgabe des Teilnahmeantrags vollständig 
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abgeschlossen sein. Im Rahmen der Benennung der Referenzprojekte sind folgende Angaben 
notwendig: - Auftraggeber (Anschrift, Ansprechpartner, Telefonnummer, E-Mail-Adresse) - 
Kurze Beschreibung des Projekts - Gesamtbaukosten (brutto) - Angabe der erbrachten, 
abgeschlossenen Planungsleistungen (in Leistungs-phasen) - Projektzeitraum (Beginn LP 1, 
Abschluss LP 3, Abschluss LP 8), Angaben in TT.MM.JJJJ)
Informazzjoni dwar it-tieni stadju ta’ proċedura b’żewġ stadji: 
Numru minimu ta’ kandidati li għandhom jiġu mistiedna għat-tieni stadju tal-proċedura: 3

5.1.11.  Dokumenti tal-akkwist
Lingwi li bihom id-dokumenti tal-akkwist huma disponibbli uffiċjalment: Ġermaniż
Indirizz tad-dokumenti tal-akkwist: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y6JMUG6
/documents
Mezz ta’ komunikazzjoni ad hoc: 
Isem: Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Kommunikation in diesem 
Vergabeverfahren über das elektronische Vergabeportal "Deutsches Vergabeportal" 

 erfolgt.(https://www.dtvp.de/Center)
URL: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y6JMUG6

5.1.12.  Termini tal-akkwist
Termini tas-sottomissjoni: 
Sottomissjoni elettronika: Meħtieġa
Indirizz għas-sottomissjoni: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y6JMUG6
Lingwi li bihom jistgħu jiġu sottomessi offerti jew talbiet għall-parteċipazzjoni: Ġermaniż
Katalogu elettroniku: Mhux permessa
Varjanti: Mhux permessa
L-offerenti jistgħu jitfgħu aktar minn offerta waħda: Mhux permessa
Skadenza biex jintlaqgħu t-talbiet għall-parteċipazzjoni: 27/08/2026 11:00:00 (UTC+02:00) Ħin 
tal-Ewropa tal-Lvant, Ħin tas-sajf tal-Ewropa Ċentrali
Informazzjoni li tista’ tiġi ssupplimentata wara l-iskadenza għas-sottomissjoni: 
Fid-diskrezzjoni tax-xerrej, xi dokumenti neqsin relatati mal-offerent jistgħu jiġu ppreżentati 
aktar tard.
Informazzjoni addizzjonali: Es gilt die Regelung des § 56 VgV: (1) Die 
Interessensbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote sind auf Vollständigkeit und 
fachliche Richtigkeit, Angebote zudem auf rechnerische Richtigkeit zu prüfen. (2) Der 
öffentliche Auftraggeber kann den Bewerber oder Bieter unter Einhaltung der Grundsätze der 
Transparenz und der Gleichbehandlung auffordern, fehlende, unvollständige oder fehlerhafte 
unternehmensbezogene Unterlagen, insbesondere Eigenerklärungen, Angaben, 
Bescheinigungen oder sonstige Nachweise, nachzureichen, zu vervollständigen oder zu 
korrigieren, oder fehlende oder unvollständige leistungsbezogene Unterlagen nachzureichen 
oder zu vervollständigen. Der öffentliche Auftraggeber ist berechtigt, in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen festzulegen, dass er keine Unterlagen 
nachfordern wird. (3) Die Nachforderung von leistungsbezogenen Unterlagen, die die 
Wirtschaftlichkeitsbewertung der Angebote anhand der Zuschlagskriterien betreffen, ist 
ausgeschlossen. Dies gilt nicht für Preisangaben, wenn es sich um unwesentliche 
Einzelpositionen handelt, deren Einzelpreise den Gesamtpreis nicht verändern oder die 
Wertungsreihenfolge und den Wettbewerb nicht beeinträchtigen. (4) Die Unterlagen sind vom 
Bewerber oder Bieter nach Aufforderung durch den öffentlichen Auftraggeber innerhalb einer 
von diesem festzulegenden angemessenen, nach dem Kalender bestimmten Frist vorzulegen.
Termini tal-kuntratt: 
L-eżekuzzjoni tal-kuntratt għandha titwettaq fil-qafas ta’ programmi ta’ impjiegi protetti: Le

https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y6JMUG6/documents
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y6JMUG6/documents
https://www.dtvp.de/Center
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y6JMUG6
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y6JMUG6
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Fatturazzjoni elettronika: Meħtieġa
Se tintuża l-ordni elettronika: le
Se jintuża l-pagament elettroniku: iva

5.1.15.  Tekniki
Ftehim qafas: 
Ebda ftehim ta' qafas
Informazzjoni dwar is-sistema dinamika tax-xiri: 
Ebda sistema dinamika ta’ xiri

5.1.16.  Aktar informazzjoni, medjazzjoni u rieżami
Organizzazzjoni tar-rieżami: Vergabekammer Niedersachsen beim Niedersächsischen 
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Bauen
Informazzjoni dwar l-iskadenzi tar-rieżami: Bewerber/Bieter haben Verstöße gegen 
Vergabevorschriften unter Beachtung der Regelungen in § 160 Abs. 3 GWB zu rügen. Ein 
Nachprüfungsantrag ist nach § 160 Abs. 3 GWB unzulässig, soweit 1. der Antragsteller den 
geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des 
Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von 
zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 bleibt unberührt, 2. 
Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, nicht 
spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder 
zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 3. Verstöße gegen 
Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht spätestens bis 
zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber 
gerügt werden, 4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, 
einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind. Soweit der Rüge nicht abgeholfen wird, 
ist gegen diese Entscheidung ein Antrag auf Nachprüfung durch die Vergabekammer 
Niedersachsen beim Niedersächsischen Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Bauen, Auf 
der Hude 2, 21339 Lüneburg zulässig. Nach § 161 GWB ist der Antrag schriftlich bei der 
Kammer einzureichen, unverzüglich zu begründen und soll ein bestimmtes Begehren 
enthalten.
Organizzazzjoni li tipprovdi informazzjoni addizzjonali dwar il-proċedura tal-akkwist: bbt 
Rechtsanwälte und Steuerberater
Organizzazzjoni li tirċievi t-talbiet għall-parteċipazzjoni: Samtgemeinde Meinersen

8. Organizzazzjonijiet

8.1.  ORG-0001
Isem uffiċjali: Samtgemeinde Meinersen
Numru tar-reġistrazzjoni: DE273856279
Belt: Meinersen
Kodiċi postali: 38536
Sottodiviżjoni tal-pajjiż (NUTS): Gifhorn (DE914)
Pajjiż: Il-Ġermanja
Email: vergabestelle@bbt-kanzlei.de
Telefown: +49 511 220074-51
Rwoli ta’ din l-organizzazzjoni: 
Xerrej
Organizzazzjoni li tirċievi t-talbiet għall-parteċipazzjoni

8.1.  ORG-0002

mailto:vergabestelle@bbt-kanzlei.de
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Isem uffiċjali: bbt Rechtsanwälte und Steuerberater
Numru tar-reġistrazzjoni: DE259528735
Indirizz postali: Theaterstraße 16
Belt: Hannover
Kodiċi postali: 30159
Sottodiviżjoni tal-pajjiż (NUTS): Region Hannover (DE929)
Pajjiż: Il-Ġermanja
Punt ta’ kuntatt: Vergabestelle
Email: vergabestelle@bbt-kanzlei.de
Telefown: +49 511220074-51
Fax: +49 511220074-99
Indirizz tal-internet: https://www.bbt-kanzlei.de
Rwoli ta’ din l-organizzazzjoni: 
Organizzazzjoni li tipprovdi informazzjoni addizzjonali dwar il-proċedura tal-akkwist

8.1.  ORG-0003
Isem uffiċjali: Vergabekammer Niedersachsen beim Niedersächsischen Ministerium für 
Wirtschaft, Verkehr und Bauen
Numru tar-reġistrazzjoni: keine Angabe
Indirizz postali: Auf der Hude 2
Belt: Lüneburg
Kodiċi postali: 21339
Sottodiviżjoni tal-pajjiż (NUTS): Lüneburg, Landkreis (DE935)
Pajjiż: Il-Ġermanja
Email: vergabekammer@mw.niedersachsen.de
Telefown: +49 4131-153306
Fax: +49 4131-152943
Rwoli ta’ din l-organizzazzjoni: 
Organizzazzjoni tar-rieżami

8.1.  ORG-0004
Isem uffiċjali: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts des 
BMI)
Numru tar-reġistrazzjoni: 0204:994-DOEVD-83
Belt: Bonn
Kodiċi postali: 53119
Sottodiviżjoni tal-pajjiż (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Pajjiż: Il-Ġermanja
Email: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefown: +49228996100
Rwoli ta’ din l-organizzazzjoni: 
TED eSender

Informazzjoni dwar l-avviż

Identifikatur/verżjoni tal-avviż: f5ee16a5-5605-4d79-9450-d71cb645ca7f  -  01
Tip ta’ formola: Kompetizzjoni
Tip ta’ avviż: Avviż tal-kuntratt jew tal-konċessjoni – reġim standard
Sottotip tal-avviż: 16

mailto:vergabestelle@bbt-kanzlei.de
https://www.bbt-kanzlei.de
mailto:vergabekammer@mw.niedersachsen.de
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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Data ta’ meta ntbagħat l-avviż: 27/07/2026 12:56:59 (UTC+02:00) Ħin tal-Ewropa tal-Lvant, 
Ħin tas-sajf tal-Ewropa Ċentrali
Lingwi li bihom dan l-avviż huwa disponibbli uffiċjalment: Ġermaniż
Numru tal-pubblikazzjoni tal-avviż: 520436-2026
Numru tal-ħarġa tal-ĠU S: 143/2026
Data tal-pubblikazzjoni: 28/07/2026
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